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Der DStGB:  
Eine starke Stimme 
 
Der Deutsche Städte- und Gemein-
debund vertritt die Interessen der 
deutschen Städte und Gemeinden. 
Auf Landes-, Bundes- und EU-Ebene 
gibt er Kommunen eine starke 
Stimme und greift die Themen auf, 
die Bürger:innen vor Ort bewegen. 
 
Durch seine 17 Mitgliedsverbände 
sind 11 000 große, mittlere und 
kleinere Kommunen organisiert  
und vernetzt. Die Verbandsarbeit 
erfolgt parteiunabhängig und ohne 
staatliche Zuschüsse. Die Besetzung 
der Organe orientiert sich an dem 
Votum der Wähler bei den Kommu-
nalwahlen. 
 
Der DStGB ist »Kommunales Infor-
mationsnetzwerk« und sensibilisiert 
und mobilisiert Politik und Öffent-
lichkeit für kommunalpolitische In-
teressen.  
 
Er fungiert als »Kommunale Koordi-
nierungsstelle« für den permanen-
ten Erfahrungs- und Informations-
austausch unter den Mitgliedsver-
bänden. Nicht zuletzt ist der Ver-
band »Kommunales Vertretungsor-
gan« durch Repräsentation in zent-
ralen Organisationen. 

 

Städte und Gemeinden müssen sich 
immer häufiger und ohne längere Vor-
warnzeiten auf Extremwetter- und 
Starkregenereignisse und deren 
schlimme Folgen einstellen. Die stark-
regenbedingte Flutkatastrophe vom 
Juli 2021 in Nordrhein-Westfalen und 
Rheinland-Pfalz hat gezeigt, welche 
verheerenden Folgewirkungen mit ei-
nem derartigen Extremwetterereignis 
verbunden sein können.  
 
Mit den zu erwartenden Klimaverän-
derungen wird die Anzahl der Extrem-
wetterereignisse weiter zunehmen. 
Dies hat der Bericht des Weltklimara-
tes (IPCC) von August 2021 nochmals 
unterstrichen. Nach den Projektionen 
werden Starkregenereignisse und 
dadurch verursachte Überschwem-
mungen in nahezu allen Regionen zu-
nehmen, wenn die Erderwärmung 
über 1,5 Grad hinausgeht.  
 
Es ist daher zwingend erforderlich, 
dass beim Thema „Hochwasser- und 
Starkregenvorsorge“ ein Umdenken 
stattfindet, um Schäden zukünftig zu 
minimieren und den Schutz von Men-
schen und Sachwerten weiter zu ver-
bessern. 
 
Die neue Bundesregierung greift das 
Thema „Klimaanpassung und Hoch-
wasserschutz“ richtigerweise auf. Im 
Koalitionsvertrag vom Dezember 2021 
heißt es hierzu unter anderem:  
 
 
 

 
 
„Wir erarbeiten eine vorsorgende 
Klimaanpassungsstrategie, ins- 
besondere auch vor dem Hintergrund 
der Flutkatastrophe 2021. (…) Wir stre-
ben eine Verankerung der gemeinsa-
men Finanzierung von Bund und Län-
dern zur Klimavorsorge und Klimaan-
passung an und wollen sie mit ausrei-
chend finanziellen Mitteln ausstatten. 
(…). Den Küsten- und Hochwasser-
schutz verstehen wir als gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe und werden die 
Länder und Kommunen finanziell stär-
ken (…).   
 
Angesichts des dringenden Handlungs-
bedarfs ist es erforderlich, dass der 
Bund, aber auch die Länder ihren Wor-
ten nun Taten folgen lassen! Neben ei-
ner Reduktion von CO2-Emissionen 
muss die Anpassung an die Folgen des 
Klimawandels noch stärker als bislang 
in den Fokus der Umwelt- und Klima-
politik rücken! Mit der Deutschen An-
passungsstrategie an den Klimawandel 
(DAS) ist ein Grundstein gelegt. Nun 
gilt es, diese Strategie sinnvoll weiter-
zuentwickeln. 
 
Die im Juli 2021 erfolgte Einrichtung 
eines „Zentrums KlimaAnpassung“ so-
wie die angekündigte finanzielle För-
derung von kommunalen Klimaschutz-
managern/- innen sind sinnvolle 
Schritte.  Das Zentrum KlimaAnpas-
sung kann Städten und Gemeinden in  
Orientierung geben, zur Vereinheitli-
chung und  
 

Klimaanpassung und Klimaschutz 
 

Schutz vor Hochwasser - 
Extremwetterereignissen  
wirksam begegnen 
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Effizienzsteigerung von Prozessen bei-
tragen und auch eine Lotsenfunktion 
in dem sich stetig weiterentwickeln-
den Feld der Klimaanpassung einneh-
men. Wichtig wird hier eine praxisge-
rechte und niedrigschwellige Beratung 
der Kommunen sein! 
 
Städte und Gemeinden  
sind Schlüsselakteure 
 
Städten und Gemeinden kommt eine 
zentrale Rolle bei der Frage nach ei-
nem effektiven Schutz vor Hochwasser 
und Extremwetterereignissen zu. Sie 
vergrößern bereits heute durch die 
Steuerung der Flächennutzung, der 
Infrastruktur- und der Siedlungsent-
wicklung Rückhalteräume für das Was-
ser und vermindern hiermit das Scha-
denspotenzial. Es ist daher wichtig, 
dass Bund und Länder die Kommunen 
in der Umsetzung konkreter Schutz-
maßnahmen „vor Ort“ auch in Zukunft 
finanziell unterstützen und das Vorge-
hen – über Ländergrenzen hinweg – 
koordinieren.  
 
 
 

 
Städte und Gemeinden brauchen ei-
nen gestärkten Handlungsrahmen, um 
die Erfordernisse des Hochwasser-
schutzes und der Starkregenvorsorge 
effektiver umsetzen zu können. Zudem 
müssen Hochwasser- und Katastro-
phenschutz besser aufeinander abge-
stimmt werden. 
 
Länderübergreifende 
Koordinierung erforderlich 
 
Hochwasser macht nicht an Landes-
grenzen Halt. Daher ist es sinnvoll,  
länderübergreifend in Flusseinzugs-
gebieten – unter Einbeziehung der 
betroffenen Städte und Gemeinden 
– zu handeln. Auf Länderebene muss 
vor allem eine Zusammenarbeit bei 
der Festlegung und Umsetzung von 
Hochwasser-Aktionsplänen und auch 
die dezentrale Rückhaltung von 
Hochwasser über die Landesgrenzen 
hinweg sichergestellt werden. Be-
reits bestehende Organisations- und 
Kommunikationsstrukturen müssen 
überprüft und gemeinsame Hoch-
wasserschutzkonzepte erarbeitet 

beziehungsweise weiter verbessert 
werden. 
 
Schwachstellen analysieren –  
Gefahrenkarten erstellen 
 
Mit Blick auf vergangene Starkregen-
ereignisse empfiehlt sich aus kom-
munaler Sicht eine Bestandsauf-
nahme und Schwachstellenanalyse, 
um geeignete Maßnahmen zur Prä-
vention zu identifizieren und umzu-
setzen. 
 
Hochwasser- und Starkregengefah-
renkarten können bei der Stadtpla-
nung und auch der Vorbereitung von 
Schutzmaßnahmen wertvolle Hilfe-
stellung leisten. Mit interaktiven Ge-
fahrenkarten können grundstücks-
scharf Starkregenereignisse simuliert 
werden. Auf der Grundlage von 3D-
Modellen können die Fließwege des 
Wassers bei Hochwasser und Stark-
regen dargestellt und besonders ge-
fährdete Bereiche in Städten und 
Gemeinden identifiziert werden. In-
soweit stellen derartige digitale Kar-
ten eine wertvolle Hilfestellung für 
Kommunen, Grundstückseigentümer 
und die Hilfsorganisationen dar.  
 
Bund und Länder müssen daher die 
Kommunen bei der Erstellung derar-
tiger Gefahrenkarten operativ und fi-
nanziell unterstützen und sollten 
gleichzeitig über die Erarbeitung ei-
gener – übergeordneter – Gefahren-
karten nachdenken. Das Land Nord-
rhein-Westfalen hat im Jahr 2021 im 
Zuge einer „Arbeitshilfe kommunales 
Starkregenrisikomanagement“ eine 
NRW-Gefahrenkarte veröffentlicht, 
welche die zum Teil detailschärferen 
kommunalen Starkregengefahren-
karten sinnvoll ergänzt. Dieser An-
satz sollte bundesweit verfolgt wer-
den! 
 
 
 

Temperaturanomalie Deutschland Januar 1881-2022 
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Klimagerechte  
Stadtentwicklung fördern 
 
Stadtentwicklung und kommunale 
Bauleitplanung müssen bei allen 
Maßnahmen die Hochwasservor-
sorge und den Schutz vor Extrem-
wettern noch stärker berücksichti-
gen. Dies betrifft bei der Planung 
und Erschließung neuer Baugebiete 
etwa eine angemessene Dimensio-
nierung von Kanalsystemen sowie 
ausreichende Rückhalteräume für 
das Wasser.  
 
Wichtige Einrichtungen wie z.B. 
Krankenhäuser, Feuerwehren und 
Schulen und Kindergärten sollten au-
ßerhalb von Tallagen angesiedelt 
werden. Hierzu bietet sich die Erar-
beitung integrierter kommunaler 
Hochwasserschutzkonzepte in Ab-
stimmung mit Nachbarkommunen 
sowie den jeweiligen Ländern an, die 
eine Gewässerentwicklungsplanung, 
Katastrophenschutz-Einsatzpläne, 
Optimierung des technischen Hoch-
wasserschutzes in den Kommunen 
sowie gezielte Öffentlichkeitsarbeit 
einschließt. 
 
Im Rahmen der Stadtentwicklung ist 
zudem die zunehmende Verdichtung 
in Innenstädten und Ortskernen, 
auch wenn sie zur Schaffung von 
Wohnraum dient, zu hinterfragen. 
Denn damit gehen wertvolle Frei- 
und Retentionsflächen, die dem 
Hochwasserschutz dienen, verloren. 
Insoweit ist grundsätzlich eine sorg-
fältige Einzelfallprüfung im Sinne ei-
ner klimagerechten Stadtentwick-
lung angezeigt. 
 
Wasser braucht mehr Raum – 
Schwammstädte fördern 
 
Zur Klimaanpassung sollte Wasser in 
der Fläche stärker zurückgehalten 
werden. Dach- und Fassadenbegrü-
nungen, verstärkt blau-grüne 

Infrastrukturen, mehr Frei- und 
Grünflächen und damit einherge-
hend das Entsiegeln von Flächen sind 
maßgebliche Faktoren für eine kli-
mabewusste Stadtentwicklung. Die 
Regenrückhaltung muss oberirdisch 
sowohl außerhalb als auch innerhalb 
der Städte und Gemeinden verbes-
sert werden. Es bedarf insoweit auch 
der Planung und Nutzung multifunk-
tionaler urbaner Retentionsflächen 
(Freiflächen, Spiel- und Aufenthalts-
flächen). Zur Umsetzung einer was-
sersensiblen Stadtentwicklung ge-
hört auch das System der 
„Schwammstadt“. Regenwasser ver-
sickert und verdunstet in Städten 
selten, da es häufig rasch abgeleitet 
wird. Es gilt, ein intelligentes Regen-
wassermanagement zu etablieren 
und Regenwasser aufzufangen oder 
versickern zu lassen. 
 
Der Wasserrückhalt an Flüssen muss 
zudem durch steuerbare Flutpolder, 
die anlassbezogen geöffnet werden 
können, um Hochwasserspitzen zu 
kappen, vorrangig ausgebaut wer-
den. Diese sind neben der Reaktivie-
rung von Auen, welche die wichtigs-
ten natürlichen Rückhalteräume von 
Wasser sind, eine effektive Maß-
nahme. Für Extremniederschläge, 
bei denen ein Wasserrückhalt nicht 
möglich ist, müssen Notwasserwege 
geschaffen werden. Starkregenwas-
ser müssen so gezielt über Straßen-
flächen abgeleitet werden können, 
ohne größere Schäden zu hinterlas-
sen. 
 
Technischen Hochwasserschutz  
ausbauen 
 
Neben der Schaffung von Rückhalte-
räumen ist auch ein konsequenter 
Ausbau des technischen Hochwas-
serschutzes erforderlich. Die zurück-
liegenden Hochwasserereignisse ha-
ben gezeigt, dass sich der Aufwand 
für technische Schutzmaßnahmen 

wie Deiche, Notentlastungen, 
Spundwände, mobile Hochwasser-
schutzmaßnahmen oder auch steu-
erbare Polder häufig auszahlt. Je 
nach regionalen und örtlichen Rah-
menbedingungen sind derartige 
Hochwasserschutzmaßnahmen – so-
weit noch nicht vorhanden – vorzu-
sehen und im Rahmen einer koordi-
nierten Hochwasservorsorge mit zu 
betrachten.  
 
Deiche, Hochwasserrückhaltebecken 
und Talsperren sind an zukünftige 
Starkniederschläge anzupassen. Die 
starkregenbedingte Flutkatastrophe 
vom Juli 2021 hat gezeigt, dass be-
stehende Talsperren bei Extremwet-
terereignissen bis an ihre Grenzen 
kommen können. Die wichtige Funk-
tion von Talsperren ist daher tech-
nisch zu sichern und – wo nötig – 
ggf. weiter auszubauen. Vorhandene 
Deiche müssen zudem fachgerecht 
unterhalten beziehungsweise erneu-
ert und – soweit nach den Hochwas-
serbedrohungsszenarien erforderlich 
– ebenfalls ausgebaut werden. 
 
Zivilen Bevölkerungsschutz 
und Warnungen verbessern   
 
Für Flusseinzugsgebiete einschließ-
lich kleinerer Gewässer müssen ver-
lässliche Vorhersagesysteme und da-
mit zusammenhängende Warnsys-
teme etabliert werden. Robuste Vor-
hersagesysteme, die in Abstimmung 
u.a. mit dem Deutschen Wetter-
dienst (DWD) aufgebaut werden, 
müssen insbesondere auch Oberflä-
chenabflussmodelle umfassen. 
 
Die zurückliegenden Katastrophener-
eignisse haben verdeutlicht, dass die 
Kommunikation im Krisenfall häufig 
ein großer Schwachpunkt ist. Eine 
hinreichende Warnung an die Bevöl-
kerung erfolgte nicht und der Mobil- 
und Digitalfunk ist vielerorts ausge-
fallen. Daher muss der zivile  
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Bevölkerungsschutz deutlich verbes-
sert werden. Es ist in Zukunft mit 
weiteren Großschadenslagen zu 
rechnen. Daher müssen die Früh-
warnsysteme – ob analog oder digi-
tal – weiter verbessert und an die 
Gefahrenlage angepasst werden. Das 
von Bund und Ländern Ende 2021 
beschlossene Cell-Broadcast, mit 
dem zukünftig Warnmeldungen über 
Push-Nachrichten an Handys ver-
schickt werden können, ist ein sinn-
voller Schritt. Im Falle eines flächen-
deckenden Ausfalls der Stromversor-
gung und damit auch von Funkmas-
ten hilft dieses System im Zweifel in-
des nicht weiter. 
 
Daher muss neben analogen Warn-
systemen und einer technisch stabi-
len Sirenenwarnung auch die Kom-
munikation zwischen den Akteuren 
im Vorfeld eines potenziellen Scha-
densereignisses dringend optimiert 
werden. Die Fähigkeiten, vor allem 
des Bundesamtes für  
Bevölkerungsschutz und Katastro-
phenhilfe (BBK), müssen ebenfalls 
ausgebaut werden.  
 

Erforderlich sind neue und belast-
bare Strukturen. Das BBK muss  
daher sowohl personell als auch was 
die inhaltliche Zuständigkeit angeht, 
deutlich gestärkt werden. Sinnvoll  
wäre in diesem Zusammenhang der 
Aufbau eines bundesweiten  
Kompetenzzentrums für Bevölke-
rungsschutz beim BBK.  
 
Es muss in Deutschland eingeübt 
werden, wie man mit Katastrophen- 
und Krisensituationen umgeht und 
wie die Zusammenarbeit zwischen 
Bund, Ländern und Kommunen für 
die Zukunft weiter optimiert werden 
kann. Dazu gehört auch eine bundes- 
weit zuverlässige Bevorratung von 
Einsatz- und Hilfsmitteln. In einer 
neuen Strategie sollte auch festge-
legt und erprobt werden, welche 
Rolle die Bundeswehr dauerhaft im 
zivilen Bevölkerungsschutz spielen 
kann und zukünftig einnehmen soll. 
 
Planungs- und Genehmigungsver-
fahren beschleunigen  
 
Ein Blick in die Planungspraxis zeigt, 
dass Verfahren zur Genehmigung 

und Errichtung von Hochwasser-
schutzmaßnahmen beziehungsweise 
der Hochwasser- und Starkregenvor-
sorge sehr zeitintensiv sein können. 
Maßnahmen, wie etwa ein verbes-
serter Wasserrückhalt, neue Retenti-
onsräume, Deichbau oder auch das 
Entfernen und Neuerrichten sonsti-
ger kommunaler Infrastruktur in 
überschwemmungsgefährdeten Be-
reichen, sind aufgrund komplexer 
Genehmigungsverfahren und auch 
Klageverfahren gegen die jeweiligen 
Bauvorhaben häufig nur schwer um-
zusetzen. Damit kann die Sicherstel-
lung eines effektiven Hochwasser-
schutzes in Städten und Gemeinden 
gefährdet werden. 
 
Es ist daher erforderlich, im Rahmen 
eines Klimaschutzbeschleunigungs-
gesetzes Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren effektiver und pra-
xisgerechter auszugestalten. Maß-
nahmen, die explizit dem Klima-
schutz, der Klimaanpassung und 
auch dem Wiederaufbau nach Natur-
katastrophen dienen, sollten etwa 
von der naturschutzrechtlichen Aus-
gleichsregelung generell freigestellt 
werden. Darüber hinaus muss die 
Auslegung von Planungsunterlagen 
beschleunigt werden. Über die aktu-
ell bis Ende 2022 befristete Möglich-
keit im Planungssicherstellungsge-
setz hinaus, sollte die Öffentlich-
keitsbeteiligung generell zeitlich un-
befristet rein digital erfolgen kön-
nen.  
 
Klageverfahren gegen Infrastruktur-
vorhaben müssen auf eine gerichtli-
che Instanz beschränkt und Einwen-
dungen durch materielle Präklusi-
ons- und Stichtagsregelungen ver-
mieden werden. Unerlässlich sind 
zudem beschleunigte Vergabever-
fahren, damit erforderliche Pla-
nungs- und Bauleistungen ohne grö-
ßeren Zeitverzug beauftragt werden 
können. Dies gilt in besonderem 

Anzahl der Tage mit einem Lufttemperatur-Maximum über 30 Grad Celsius (Gebietsmittel) 
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Maße für den Wiederaufbau nach 
Katastrophenereignissen, wie etwa 
Hochwasser oder Starkregen. Im 
Hochwasserfall muss etwa durch 
Länderrecht sichergestellt werden, 
dass der Ausnahmetatbestand einer 
„besonderen“ oder „zwingenden“ 
Dringlichkeit nach den einschlägigen 
Vorschriften des Vergaberechts 
(VOB/A und UVgO) vorliegt, so dass 
im Falle der Beseitigung von Hoch-
wasserschäden oder -gefahren vom 
Grundsatz der öffentlichen Aus-
schreibung bzw. des Offenen Verfah-
rens abgewichen werden kann. Die 
Länder bleiben in diesem Zusam-
menhang aufgefordert, bei entspre-
chenden Befreiungen die vorgesehe-
nen Befreiungszeiträume nicht zu 
knapp zu bemessen. 
 
Nur durch effektive Erleichterungen 
bei Planung, Genehmigung und Bau 
ist ein langfristiger Wiederaufbau 
der kommunalen Infrastruktur nach 
einer Hochwasser- oder Starkregen-
katastrophe möglich. 
 
Kommunen finanziell unterstützen 
 
Um den negativen Folgen von Ext-
remwetterereignissen angemessen 
zu begegnen, brauchen gerade die 
Städte und Gemeinden als vom Kli-
mawandel unmittelbar Betroffene fi-
nanzielle Unterstützung. Hier sind 
die EU, Bund und Länder gleicherma-
ßen gefordert.  
 
Neben kurzfristigen Maßnahmen muss 
eine langfristige Finanzierung im Be-
reich der Klimafolgenanpassung in den 
Städten und Gemeinden etabliert wer-
den. Die Anpassung an die Folgen des 
Klimawandels ist keine alleinige kom-
munale, sondern eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe. Es ist daher ange-
zeigt, dass die „Anpassung an den Kli-
mawandel“ künftig als echte Gemein-
schaftsaufgabe von Bund und Ländern 
anerkannt und entsprechend in Art. 
91a GG aufgenommen wird. Der Bund 

würde so die Möglichkeit erhalten, 
den Kommunen planbar finanzielle 
Mittel für notwendige Anpassungs-
maßnahmen auf kommunaler Ebene 
zur Verfügung stellen zu können. Bei 
den Maßnahmen zur Anpassung an 
den Klimawandel muss an Tempo zu-
gelegt werden. Dies zeigen die zuneh-
menden klimabedingten Katastrophe-
nereignisse. 
 
Das Bundesumweltministerium 
(BMUV) fördert mit dem Programm 
"Maßnahmen zur Anpassung an den 
Klimawandel" Vorhaben, die Antwor-
ten auf die Folgen u.a. von Hochwas-
ser oder Starkregenereignissen liefern 
und die Anpassung an den Klimawan-
del unterstützen. Initiiert wurde das 
Förderprogramm im Rahmen der 
Deutschen Anpassungsstrategie an 
den Klimawandel, als eine von vielen 
Maßnahmen, die Eigenvorsorge auf 
regionaler und lokaler Ebene zu stär-
ken. Dies ist ein grundsätzlich sinnvol-
ler Ansatz, der aber angesichts der be-
stehenden Herausforderungen auf 
kommunaler Ebene finanziell massiv 
ausgeweitet werden muss! 
  
Der Bund muss einen „Investitions-
fonds Kommunale Klimaanpassung“ 
auflegen, der nachhaltig finanziert ist 
und Städte und Gemeinden in die Lage 
versetzt, sowohl baulich-investive wie 
auch sonstige Planungs- und Bera-
tungsleistungen im Sinne eines vor-
beugenden Hochwasser- und Starkre-
genschutzes beauftragen zu können. 
Die entsprechende Förderung muss 
praxisgerecht ausgestaltet werden und 
muss sich am tatsächlichen Bedarf ori-
entieren. Eine Begrenzung von Maß-
nahmen allein auf große Flüsse wäre 
nicht bedarfsgerecht, da in der Ver-
gangenheit oftmals kleinere Neben-
flüsse zu massiven Überschwemmun-
gen und Schäden geführt haben. Es 
gilt: Das nächste Hochwasser kommt 
bestimmt! 
 
 
 

Wald als Klimaschützer – 
Gesunde Wälder erhalten 
 
Mit einem Waldflächenanteil von rund 
32 Prozent (11,4 Millionen Hektar) ist 
Deutschland eines der waldreichsten 
Länder Europas. Seit 1990 konnte die 
Waldfläche um mehr als 200.000 Hek-
tar ausgeweitet werden. Aufgrund der 
Extremwetterereignisse der vergange-
nen Jahre (Hitze; Dürre, Schadinsek-
ten) hat die deutsche Forstwirtschaft 
allerdings auch mit einer wieder zu be-
waldenden Schadfläche von ca. 
390.000 Hektar zu kämpfen.  
Im Waldbericht der Bundesregierung 
2021 wird auf die besondere Rolle des 
Waldes in den lokalen Wasserkreisläu-
fen und im Landeswasserhaushalt hin-
gewiesen. So hat der Wald wie kaum 
ein anderes Ökosystem die besondere 
Fähigkeit, Niederschlagswasser zu 
speichern und zu reinigen. Eine beson-
dere Funktion im Wasserkreislauf 
spielt hierbei der Waldboden, der den 
größten Süßwasserspeicher Deutsch-
lands bildet. Der Waldboden wirkt wie 
ein großer Schwamm, der jeden Was-
sertropfen aufsaugt und erst mit Ver-
zögerung wieder freigibt. Große Was-
sermengen wie Dauerregen und 
Schmelzwasser können so aufgenom-
men werden. Im Waldboden können 
sich pro Quadratmeter bis zu 200 Liter 
Wasser bis zu einem Meter Bodentiefe 
ansammeln. Ein Hektar Wald kann bis 
zu drei Millionen Liter Wasser spei-
chern und zurückhalten. Auf diesem 
Weg kann der Wald einen wirksamen 
Beitrag zur Reduzierung von Hochwas-
ser- und Starkregengefahren leisten.  
Die wichtigen Ökosystemleistungen 
können allerdings nur von gesunden 
und leistungsfähigen Wäldern er-
bracht werden. Durch den menschen-
gemachte Klimawandel ist der Wald 
jedoch stark in Mitleidenschaft gezo-
gen. Der Klimawandel gefährdet ein-
zelne Baumarten und auch ganze 
Waldökosysteme, die den „Wasser-
speicher Waldboden“ schützen.  
Um zukünftig weiteren großflächigen 
Waldschäden vorzubeugen, ist eine 



www.dstgb.de | 16.03.2022 | Seite 6 

Umgestaltung der Wälder zur Anpas-
sung an den Klimawandel erforderlich: 
 
• Wälder mit führender Baumart 

Fichte oder Buche sind auf einem 
Viertel der Gesamtwaldfläche in 
Deutschland (2,85 Millionen Hek-
tar) einem hohen Risiko durch Tro-
ckenheit und Schaderregerbefall 
ausgesetzt sind.  

• Die Waldumbauflächen auf diesen 
Fichten- und Buchenstandorten 
müssten auf 95.000 Hektar jährlich 
vervierfacht werden, um die Umge-
staltung bis 2050 abzuschließen.  

• Bleiben die Umbaumaßnahmen auf 
dem bisher niedrigen Niveau 
(22.000 Hektar jährlich von 2000 
bis 2017), zieht sich die Umgestal-
tung bis ins nächste Jahrhundert 
hin. Dann ist zu befürchten, dass 
Waldschäden und deren Beseiti-
gung weiterhin die Debatten um 
den Wald prägen.  

• Der geschätzte erforderliche Kapi-
talbedarf von 14 bis 43 Milliarden 
Euro über die nächsten 30 Jahre 
lässt sich nur mit Unterstützung 
von Bund und Ländern schultern 
(AFZ DerWALD 4/2021). 

 
Angesichts massiver Waldschäden hat 
der Bund das bisher größte Hilfspro-
gramm mit insgesamt 1,5 Milliarden 
Euro für die kommunalen und privaten 
Waldbesitzer auf den Weg gebracht. 
Um die Waldbesitzer betriebswirt-
schaftlich in die Lage zu versetzten, 
auf den großen Schadflächen neue 
Wälder zu begründen und bestehende 
Wälder klimaresilienter weiterzuent-
wickeln und umzubauen, braucht es 
indes eine Verstetigung der Finanzmit-
tel bis mindestens 2030. Die politische 
Diskussion um die Honorierung der 
bisher vom Waldbesitzer unentgeltlich 
erbrachten Ökosystemleistungen der 
Wälder hat an Fahrt aufgenommen 
und muss dringend fortgesetzt wer-
den. Jeder in den Wald investierte 
Euro ist eine gute Investition in den 
Klimaschutz, den Schutz vor 

Hochwasser und auch zur Sicherung 
unserer Trinkwasserversorgung. 
 
Beratung und Einbindung der  
Bürger intensivieren 
 
Ein zentraler Baustein der kommuna-
len Starkregen- und Hochwasservor-
sorge ist die aktive Einbindung der 
Bürgerinnen und Bürger. Es muss ein 
allgemeines „Hochwasserbewusst-
sein“ geschaffen werden. Von zentra-
ler Bedeutung ist in diesem Zusam-
menhang die Kommunikation mit der 
Bevölkerung. Notwendig ist eine Auf-
klärung über mögliche Starkregen- und 
Hochwasserereignisse sowie über ge-
eignete Präventionsmaßnahmen „vor 
Ort“. Hierbei sollte auch über Möglich-
keiten von baulichen Maßnahmen an 
Gebäuden informiert werden. Erfor-
derlich ist eine aktive Zusammenarbeit 
von Kommunen, Feuer- und Wasser-
wehr, Landes- und Bundespolizei so-
wie THW und sonstigen Institutionen, 
die im Bereich der Hochwasservor-
sorge beratend tätig sind. 
  
Eine Sensibilisierung der Bevölkerung 
für Hochwasserrisiken muss auch 
durch das flächendeckende Fortschrei-
ben bzw. Neuerstellen von Hochwas-
serrisiko- und Starkregengefahrenkar-
ten erfolgen. Insbesondere für über-
schwemmungsgefährdete Gebiete 
muss der Wasserverlauf für jeweilige 
Hochwasserszenarien klar erkennbar 
sein. Auch benötigen wir Hochwasser-
schutzkonzepte nicht nur für größere 
Flüsse, sondern auch für kleine Zu-
flüsse und Bäche. Genaue Pegelmes-
sungen und exakte Hochwasserprog-
nosen müssen neben den Flüssen auch 
all deren kleinen Zuläufe und Bäche 
einbeziehen. 
 
Eigenvorsorge stärken 
 
Mit einer verstärkten Beratung ist 
auch eine stärkere Eigenvorsorge ver-
bunden. Private Vorsorgemaßnahmen 
der Bürgerinnen und Bürger sollten 
sich in hochwassergefährdeten 

Bereichen an der fachlichen Risikoab-
schätzung orientieren und insbeson-
dere hochwasserangepasstes Bauen 
sowie sonstige bauliche Vorkehrungen 
gegen Hochwasserschäden umfassen. 
 
In hochwassergefährdeten Regionen 
sollten nur wasserfeste Baumateria-
lien verwendet und gefährliche und 
wassergefährdende Stoffe für den Fall 
einer Überschwemmung gesichert 
werden. Es sollte in gefährdeten Regi-
onen insbesondere auf Ölheizungen 
verzichtet und die Stromversorgung 
nicht im Keller, sondern im Oberge-
schoss installiert werden. Bestandsge-
bäude und -anlagen müssen auf deren 
Klimaresilienz und die Schutzvorrich-
tungen vor Starkregen und Hochwas-
ser überprüft werden. Hierbei müssen 
die betroffenen Bürger durch eine Be-
ratung und eine finanzielle Förderung 
durch den Bund und die Länder unter-
stützt werden. 
 
Versicherungslösungen 
weiter ausbauen 
 
In hochwassergefährdeten Bereichen 
obliegt es schließlich den betroffenen 
Eigentümern, Versicherungsschutz ge-
gen Elementarschäden zu erlangen. 
Dieses stellt sich in der Praxis schwie-
rig dar. Unter Einbeziehung der Versi-
cherungswirtschaft ist es daher gebo-
ten, Rahmenbedingungen zu entwi-
ckeln, die einen Versicherungsschutz 
für alle betroffenen Haushalte zu ver-
tretbaren Konditionen ermöglichen. In 
diesem Zusammenhang sind unter-
schiedliche fachliche Aspekte wie etwa 
eine sachgerechte Hochwasservor-
sorge, Baubeschränkungen oder die 
hochwasserangepasste Gestaltung von 
bestehenden Gebäuden („Hochwas-
serpass für Gebäude“) zu berücksichti-
gen.  
 
„Starkregen-Netzwerke“ unterstützen 
 
Für einen verbesserten Schutz von  
Menschen und Sachwerten vor 
Überflutungen sind auch nachhaltige 
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Starkregenstrategien erforderlich. 
Maßnahmen und Gestaltungskon-
zepte hängen dabei entscheidend 
von den lokalen Bedingungen ab. 
Hierbei müssen die vielfältigen As-
pekte der Siedlungswasserwirtschaft 
und der Stadtplanung berücksichtigt 
werden. Ein wirksames Vorsorgekon-
zept zum Schutz vor den Folgen von 
Starkregen und hiermit ggf. einher-
gehenden Sturzfluten kann nur als 
gemeinsame Aufgabe aller kommu-
nalen Akteure „vor Ort“ umgesetzt 
werden.  
 
Eine nachhaltige Starkregenstrategie 
benötigt Ressourcen, die in vielen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kommunen nicht vorhanden sind. 
 
Kommunen und kommunale Wasser-
wirtschaft benötigen daher finanzi-
elle Anreize, um in einem ersten 
Schritt einen „Starkregendialog“ vor 
Ort in Gang zu setzen. Bund und Län-
der müssen daher die Gründung von 
lokalen Netzwerken unter Leitung ei-
ner sachkundigen Moderation fach-
lich wie finanziell unterstützen.  
Eine externe Moderation ist geeig-
net, alle Beteiligten und Positionen 
auf kommunaler Ebene zusammen-
zubringen, Potentiale zu identifizie-
ren und zu bewerten, Erfahrungen 
aus anderen Projekten 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

einzubringen und somit eine praxis-
nahe Handlungsanleitung abzuleiten. 
 
Die Akteure eines Starkregen-Netz-
werks sind Multiplikatoren für die 
Kommunikation mit der Bevölkerung 
zur Aufklärung über Starkregenereig-
nisse, geeignete Präventionsmaß-
nahmen und Mitwirkungspflichten. 
Im Rahmen einer Förderung sollten 
auch kommunale „Starkregen-
Leuchtturmprojekte“ eine besondere 
Berücksichtigung erfahren. Häufig 
handelt es sich hierbei um investive 
Maßnahmen in eine wassersensible 
Umgestaltung von Siedlungsgebie-
ten. 
 
Berlin, 16.03.2022 
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